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Dritte Durchführungsbestimmung* 
zur Verordnung über Produktionsgenossenschaften 

des Handwerks.

Vom 1. Juni 1966

Zur schrittweisen Durchsetzung des neuen ökonomi­
schen Systems der Planung und Leitung in den Pro­
duktionsgenossenschaften des Handwerks wurden un­
ter Einbeziehung von Mitgliedern aus den Genossen­
schaften neue Grundsätze für die Betriebsplanung in 
den Produktionsgenossenschaften des Handwerks aus­
gearbeitet. Die Betriebsplanung hat die Aufgabe, die 
kontinuierliche Entwicklung der sozialistischen Genos­
senschaften entsprechend den territorialen Erforder­
nissen und in Übereinstimmung mit der Entwicklung 
der Zweige und Bereiche der Volkswirtschaft zu för­
dern. Auf der Grundlage des § 6 der Verordnung vom
18. August 1955 über Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks (GBl. I S. 597) wird im Einvernehmen mit 
dem Minister für Bauwesen folgendes bestimmt:

§ 1
(1) Die Produktionsgenossenschaften des Hand­

werks sind verpflichtet, nach einem Betriebsplan zu 
arbeiten.

(2) Mit dem Betriebsplan ist die ständige kontinuier­
liche Versorgung der Bevölkerung mit Leistungen der 
Produktionsgenossenschaften des Handwerks und die 
Durchführung der Aufgaben der Genossenschaften mit 
hoher Effektivität zu erreichen. Dazu sind neben quan­
titative Leistungskennziffern qualitative Kennziffern 
anzuwenden.

(3) Im Betriebsplan sind Aufgaben zur Durchsetzung 
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und zur

• 2. DB vom 10. April 1902 (GBl. II Nr. 35 S .  315). Sie wurde 
durch die Verordnung vom 15. März I960 zur Aufhebung der 
vom ehemaligen Volkswirtschaftsrat erlassenen gesetzlichen 
Bestimmungen (GBl. II S. 265) aufgehoben.

sozialistischen Rationalisierung, zur Entwicklung der 
sozialistischen Gemeinschaftsarbeit und zur Anwen­
dung ökonomischer Hebel, vor allem zur Förderung 
der Reparaturen und Dienstleistungen, festzulegen.

§ 2
(1) Der Betriebsplan der Produktionsgenossenschaften 

des Handwerks besteht aus
dem Plan der ökonomischen Aufgaben mit der Ar­
beitszeitbilanz und der erforderlichen Spezifizierung
sowie
dem Plan der technisch-organisatorischen und Inve­
stitionsmaßnahmen.
(2) Das zuständige örtliche Staatsorgan kann nach 

Beratung mit den Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks Einschränkungen oder Erweiterungen der 
Betriebsplanung festlegen.

§3
Grundlage für den Betriebsplan der Genossenschaf­

ten sind die in den Perspektiv- und Jahresvolkswirt­
schaftsplänen enthaltenen Aufgaben. Die Produktions­
genossenschaften des Handwerks erhalten von den zu­
ständigen örtlichen Staatsorganen zur Ausarbeitung 
des Betriebsplanes Aufgaben sowie die notwendigen 
Hinweise und Empfehlungen.

§4
(1) Für die Ausarbeitung des Betriebsplanes ist der 

Vorstand der Produktionsgenossenschaften des Hand­
werks verantwortlich. Er ist verpflichtet, alle Mitglie­
der in seine Ausarbeitung und in die Erfüllung der 
Aufgaben aus dem Betriebsplan einzubeziehen und 
auch mit Hilfe der Betriebsplanung die innergenossen­
schaftliche Demokratie weiter zu festigen.

(2) Der Entwurf des Betriebsplanes ist nach Abstim­
mung mit dem zuständigen örtlichen Staatsorgan der


